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Ebenso haben wir einen Demografiefaktor einge-
führt, der dafür sorgen soll, dass die Kommunen, 
die in einem hohen Maße Einwohner verlieren, in 
der Lage sind, in einer Übergangsphase ihre kom-
munale Infrastruktur anzupassen. 

Außerdem, meine Damen und Herren von CDU und 
FDP, haben wir den ländlichen Raum nachhaltig 
dadurch gestärkt, dass wir Abmilderungshilfen dort-
hin leiten, weil wir genau wissen, dass die Finanz-
krise der Kommunen längst im ländlichen Raum 
angekommen ist. Wir helfen den Kommunen, egal 
welcher Art, ob groß oder klein. 

Zuallerletzt möchte ich noch auf Folgendes einge-
hen: Ja, es gibt immer Stellungnahmen zu diesem 
GFG vonseiten der kommunalen Spitzenverbände. 
Jeder dieser Spitzenverbände hätte für die Art von 
Kommunen, die er vertritt, gerne mehr Geld. Das 
kann ich menschlich wirklich nachvollziehen. Ge-
nauso bestätigen uns die kommunalen Spitzenver-
bände aber, dass es zu dem jetzigen Verteilungs-
mechanismus eigentlich gar keine Alternative gibt. 

Herr Abruszat, es wird Sie freuen, dass diese Lan-
desregierung gemeinsam mit den kommunalen 
Spitzenverbänden vereinbart hat, das, was zur Dis-
kussion steht, nämlich die Frage „Bildet der Sozial-
lastenansatz tatsächlich die Sozialausgaben ab? 
Wie ist das mit dem Hebesatz bei der Gewerbe-
steuer und deren Berücksichtigung?“ …  

Präsidentin Carina Gödecke: Die Redezeit! 

Ralf Jäger, Minister für Inneres und Kommunales: 
… gutachterlich überprüfen zu lassen. Die Ergeb-
nisse erwarten wir im nächsten Jahr. Wir werden sie 
in einem breit angelegten Diskussionsprozess mit 
den kommunalen Spitzenverbänden, mit den Kom-
munen gemeinsam auf Augenhöhe beraten. Auch 
darin unterscheidet sich diese Landesregierung von 
ihrer Vorgängerregierung. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Herr 
Minister Jäger. Herr Minister Jäger hat geringfügig 
die Redezeit überzogen. Gibt es den Wunsch einer 
Fraktion, einen kleinen Zuschlag zu bekommen? – 
Dem ist nicht so.  

Dann schließe ich hiermit die Beratung zum Ge-
meindefinanzierungsgesetz und weise noch einmal 
darauf hin, dass das Gemeindefinanzierungsge-
setz entsprechend der Beschlussempfehlung 
Drucksache 16/1217 erst morgen nach der Bera-
tung des Haushaltsgesetzes abgestimmt wird. Das 
Gleiche gilt für die Rücküberweisung des GFG zur 
Vorbereitung der dritten Lesung, die erst morgen 
zusammen mit dem Haushaltsgesetz erfolgen wird. 

Ich rufe auf: 

 Einzelplan 12 
Finanzministerium 
Einzelplan 20 
Allgemeine Finanzverwaltung 

Ich weise auf die Beschlussempfehlungen und Be-
richte des Haushalts- und Finanzausschusses hin – 
Drucksachen 16/1212 und 16/1220. Des Weiteren 
liegen Ihnen Änderungsanträge der Fraktionen der 
SPD und Bündnis 90/Die Grünen Drucksachen 
16/1318 und 16/1319 vor.  

Ich eröffne die Beratung, und zwar zunächst zu den 
getrennt zu beratenden Themenfeldern Allgemeine 
Finanzverwaltung und Haushaltsgesetz. Zur Bera-
tung zum  

 Teilbereich 
Allgemeine Finanzverwaltung 

erteile ich Herrn Kollegen Dr. Optendrenk von der 
CDU das Wort. 

Dr. Marcus Optendrenk (CDU): Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Die Beratung, die wir heute, am 
7. November, in zweiter Lesung über den Entwurf 
des Landeshaushalts 2012 durchführen, ist denk-
würdig. Denn der Landeshaushalt 2012 wird aus 
drei Gründen in die Geschichte unseres Landes 
eingehen: 

Erstens. Das Scheitern des ersten rot-grünen Ver-
suchs, einen Haushalt 2012 auf die Beine zu stel-
len, führte zu vorgezogenen Neuwahlen. 

(Zurufe von der SPD) 

Sie, Frau Kraft, und Ihre Landesregierung wollten 
sich mit diesem Entwurf unter Missachtung der 
Landesverfassung um unbequeme Entscheidungen 
herumdrücken. Sie haben dafür im Parlament da-
mals keine Mehrheit erhalten. 

Zweitens. Der Verfassungsgerichtshof in Münster 
hat in der vergangenen Woche klargestellt, dass der 
erste Haushaltsentwurf 2012 zu spät von Ihnen vor-
gelegt wurde. Ihr Vorgehen war verfassungswidrig. 
Es steht eben nicht im Belieben einer Landesregie-
rung, einer Ministerpräsidentin, eines Finanzminis-
ters, wann sie denn die Huld haben, dem Landtag 
einen Haushaltsentwurf zuzuleiten. Nein, es gibt 
feste verfassungsrechtliche Spielregeln, die für alle 
gelten, auch für diese Landesregierung. 

(Beifall von der CDU) 

In der inzwischen vorliegenden schriftlichen Urteils-
begründung hat das Gericht klargestellt: Ihre Erklä-
rungsversuche für die verspätete Vorlage des 
Haushaltes waren letztlich Ausreden. Münster hat 
Ihnen nicht abgenommen, was Sie da so alles vor-
getragen haben – von der Einarbeitung vorheriger 
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Urteile über den vermeintlichen Respekt gegenüber 
dem Gericht bis hin zum Abwarten auf die Haus-
haltsverabschiedung 2011 im Mai 2011. 

Um es deutlich zu sagen: Sie hätten dann Respekt 
vor dem Verfassungsgericht gezeigt, wenn Sie sich 
nach dem Urteil zu Ihrem Nachtragshaushalt 2010 
konsequent und ohne Wenn und Aber an die Ver-
fassung gehalten hätten. Es hilft auch nicht, das an-
schließend über vermeintlich unterschiedliche 
Rechtsauffassungen zu relativieren, die man da so 
haben könne. Nein, es geht um das, was es ist: Sie 
haben aus sachfremden Gründen dem Landtag die 
Möglichkeit genommen, den Haushalt 2012 vor Be-
ginn des Kalenderjahres 2012 zu beraten und zu 
beschließen. 

(Beifall von der CDU) 

Sie haben damit die verfassungsrechtlich gewähr-
leisteten Rechte des Parlamentes verkürzt – und 
das mit voller Absicht. Ich darf daran erinnern: Auch 
der Nachtragshaushalt 2010 war verfassungswidrig, 
wie Münster festgestellt hat. Sie, Frau Ministerprä-
sidentin, Herr Finanzminister, haben innerhalb von 
nur zwei Jahren zweimal im Bereich des Haushalts-
rechts gegen die Verfassung des Landes versto-
ßen – und das ist höchstrichterlich festgestellt wor-
den. Ich frage mich, wie ernst Sie an dieser Stelle 
Ihren Amtseid nehmen. 

(Beifall von der CDU) 

Drittens. Wir beraten den Haushaltsentwurf heute, 
sieben Wochen vor Ablauf des Haushaltsjahres. 
Auch diese Tatsache widerspricht allen Grundprin-
zipien der Verfassung. Wie soll denn der Landtag, 
wie soll der Haushaltsgesetzgeber einer Landesre-
gierung politische Gestaltungsvorgaben machen, 
wenn das Haushaltsjahr bereits abgelaufen ist? 

(Minister Ralf Jäger: Sie hätten dem Haushalt 
ja zustimmen können!) 

Welche Schwerpunkte sollen wir denn in dieser Zeit 
noch setzen können? Wir vollziehen doch nur das 
nach, was die Landesregierung im Haushaltsvoll-
zug, verehrter Herr Innenminister, bereits getan hat, 
und sind dann aufgefordert, Ihnen die Huld und 
Gunst erweisen, das nachträglich zu legitimieren. 
Das ist für einen vom Volk gewählten Abgeordneten 
höchst unbefriedigend. 

(Beifall von der CDU) 

Es widerspricht auch unserer Verfassung. Es stellt 
alle Tatsachen und alle Bilder, die die Väter und die 
Mütter unserer Verfassung hatten, auf den Kopf. 
Hier wackelt der Schwanz mit dem Hund. 

Der Landtag ist der Haushaltsgesetzgeber. Wir sind 
aufgerufen, die Schwerpunkte zu setzen. Deshalb 
wählen wir auch eine Ministerpräsidentin oder einen 
Ministerpräsidenten, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen. Es wäre also reines Schattenboxen, wenn die 
Opposition sich auf den Weg machen würde, den 

mit einem Jahr Verspätung vorgelegten Haushalts-
entwurf jetzt noch grundlegend überarbeiten zu wol-
len. Das haben wir bereits in der Einbringungsde-
batte diskutiert. Das haben übrigens auch die De-
batten in den Fachausschüssen und im Haushalts- 
und Finanzausschuss in der letzten Woche gezeigt. 
Da gibt es keine wesentlichen Korrekturmöglichkei-
ten mehr.  

Allerdings gibt es im hier zu beratenden Einzelplan 
20 drei wesentliche Positionen, die politisch zu dis-
kutieren und zu entscheiden sind, nämlich zunächst 
die in diesem Einzelplan veranschlagten Einnah-
men in Höhe von 170 Millionen € aus den Schul- 
und Studienfonds, die nicht aufkommen werden. Da 
sind weiterhin die zu erwartenden zusätzlichen Ein-
nahmen des Landes aus einem Sondereffekt beim 
Länderfinanzausgleich und den Bundesergän-
zungszuweisungen in einem Volumen von rund 
600 Millionen €.  

Der Finanzminister hat das Parlament darüber in-
formiert, dass auch er inzwischen zu der Erkenntnis 
gelangt ist, dass die in diesem Haushaltsentwurf 
eingeplanten Einnahmen aus den Schul- und Studi-
enfonds jedenfalls in 2012 nicht mehr fließen wer-
den. Er hat das auch in einer Presseerklärung am 
vergangenen Dienstag ausdrücklich wiederholt. Das 
bedeutet: Wir haben diesen Titel zu streichen.  

Ich möchte den Kolleginnen und Kollegen von SPD 
und Grünen ganz ausdrücklich meinen Respekt da-
für aussprechen, dass sie heute mit einem kurzfris-
tigen Änderungsantrag die 170 Millionen € streichen 
wollen und eine entsprechende Deckung über 
Mehreinnahmen aus dem Länderfinanzausgleich 
vorschlagen. Denn Sie korrigieren damit nicht nur 
die seit Dezember 2011 im Haushaltsentwurf ste-
henden Luftbuchungen der Regierung, sondern Sie 
setzen sich damit auch von Ihrer eigenen Be-
schlussfassung vom vergangenen Donnerstag im 
Haushalts- und Finanzausschuss ab, die Sie dort 
noch auf Empfehlung der Regierung vorgenommen 
hatten.  

Liebe Kolleginnen und Kollegen, der Haushaltsplan 
muss nicht nur beim Beschluss im Rahmen der drit-
ten Lesung in Einnahmen und Ausgaben ausgegli-
chen sein, er muss es auch heute sein. Denn sonst 
gäbe es einen Verstoß gegen unsere Landesver-
fassung. Deshalb ist der Änderungsantrag der Koa-
litionsfraktionen richtig und wichtig.  

Die zu erwartenden Mehreinnahmen von etwa 600 
Millionen € aus einem Sondereffekt des Länderfi-
nanzausgleichs stehen nicht nur zur Deckung der 
ausstehenden 170 Millionen € zur Verfügung, son-
dern sie können auch – das haben wir im Aus-
schuss vorgeschlagen – zur Absenkung der Net-
toneuverschuldung auf gut 4,2 Milliarden € einge-
setzt werden. Diesen Vorschlag hatte uns der Fi-
nanzminister seinerzeit ebenfalls übermittelt.  



Landtag   07.11.2012 

Nordrhein-Westfalen 499 Plenarprotokoll 16/11 

 

Ob es am Ende nun 600 oder 598 Millionen € sind – 
die noch eintretenden, möglicherweise geringfügi-
gen Korrekturen aus der Abrechnung des Bundes 
sind jedenfalls kein schlagendes Argument, den An-
trag hier heute nicht zu stellen. Auch hierbei wäre 
eine Korrektur angezeigt.  

Im Ergebnis zeigt diese Haushaltsberatung: Es wird 
höchste Zeit, dass sich die Landesregierung wieder 
auf den festen Boden des Haushaltsverfassungs-
rechts zurückbewegt. Die Menschen in Nordrhein-
Westfalen erwarten völlig zu Recht, dass sich Lan-
desregierung und Landtag an die Verfassung hal-
ten. Mit welchem Recht fordern wir denn von den 
Menschen die Befolgung aller geltenden Gesetze, 
zum Beispiel auch der Steuergesetze, Herr Minister, 
wenn die Landesregierung selbst nur ein eher takti-
sches Verhältnis zur Rechtsordnung an den Tag 
legt?  

(Vereinzelt Beifall von der CDU – Zurufe von 
der SPD: Oh! – Stefan Zimkeit [SPD]: Wie oft 
habt ihr denn vorm Verfassungsgericht verlo-
ren?) 

Wo sie nicht stört, wird die Verfassung anstandslos 
beachtet, ansonsten werden die sonderbarsten 
Auslegungen der Verfassung konstruiert, um sich 
möglichst an unbequemen Vorgaben vorbeizuhan-
geln –  

(Zuruf von der SPD: Reden Sie gerade über 
die letzten Haushalte von Schwarz-Gelb?) 

immer in der Hoffnung, dass niemand etwas merkt 
oder wenigstens niemand etwas sagt. Genau das 
werfen Sie, Herr Finanzminister, doch sonst immer 
anderen Personenkreisen vor. Schauen Sie mal in 
den Spiegel!  

(Heiterkeit von Minister Dr. Norbert Walter-
Borjans) 

Ich fasse zusammen: Den Änderungsanträgen der 
Koalitionsfraktionen werden wir nachher zustimmen. 
Den Einzelplänen 12 und 20 sowie dem Haushalts-
gesetz können wir allerdings in der vorliegenden 
Form insgesamt nicht zustimmen. – Herzlichen 
Dank.  

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Herr 
Kollege Optendrenk.  

Bevor ich Herrn Kollegen Börschel für die SPD-
Fraktion das Wort erteile, möchte ich zum weiteren 
Fortgang der Debatte noch einmal erläutern, dass 
die Einzelpläne 12 und 20 gemeinsam debattiert 
werden und dass wir zwei getrennte Teilbereiche 
ausgewiesen haben. Dementsprechend wurden 
Wortmeldungen vorgenommen. Selbstverständlich 
können die Fraktionen in eigener Entscheidungs-
freiheit darüber befinden, ob ein Redner die kom-

plette Redezeit verwendet und dabei beide Teilbe-
reiche debattiert oder ob man die Zeit aufteilt.  

Der Kollege Optendrenk hat zu beiden Bereichen 
geredet, hat aber noch 43 Sekunden Redezeit. Für 
den Fall, dass Sie nachher noch einmal das Wort 
ergreifen möchten, lasse ich Sie zum zweiten Teil-
bereich noch auf der Rednerliste.  

(Zustimmung von Dr. Marcus Optendrenk [CDU]) 

Das sage ich nur, weil nicht ganz klar ersichtlich ist, 
wie sich die Fraktionen verhalten. – Herr Kollege 
Börschel, bitte.  

Martin Börschel (SPD): Frau Präsidentin! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Sehr geehrte Damen und 
Herren! Herr Kollege Optendrenk, Sie haben völlig 
zu Recht gesagt, dass der heute vorliegende, in 
zweiter Lesung zur Beratung anstehende Haus-
haltsentwurf der Regierung durchaus denkwürdige 
Dimensionen hat. Sie haben allerdings viel Kreativi-
tät und Auslegungsgabe bei der Begründung der 
Denkwürdigkeit bewiesen. Ich will Ihnen drei andere 
entgegenhalten.  

(Dr. Marcus Optendrenk [CDU]: Gut!) 

Sie haben zu einem Teil halb recht. Natürlich hat 
der letzte, der abgelehnte Haushaltsentwurf zu 
Neuwahlen geführt. Wenn Sie allerdings nicht die 
von Herrn Minister Jäger eben angesprochene ge-
löschte Festplatte hätten, hätten Sie ergänzen müs-
sen: Dieser Haushalt 2012 ist auch deswegen histo-
risch, weil er zu einer sehr überzeugenden rot-
grünen Mehrheit und zu einer historischen Wahlnie-
derlage der CDU geführt hat.  

(Beifall von der SPD und von Mehrdad Mos-
tofizadeh [GRÜNE]) 

Zur Ehrlichkeit gehört, das auch zu sagen.  

Zum Zweiten hat der Verfassungsgerichtshof des 
Landes Nordrhein-Westfalen ausdrücklich festge-
stellt, dass der Zeitplan dieses heute zu beratenden 
Haushaltsgesetzentwurfs überhaupt und in gar kei-
ner Weise zu beanstanden ist. Wir haben durch die 
Neuwahlen, die zu dem von Ihnen beklagten Er-
gebnis geführt haben, keinen anderen Zeitplan ein-
halten können. Insofern verdrehen sie hier Ihre Ar-
gumentation, wenn Sie ein Urteil heranziehen, das 
mit dem jetzt vorgelegten Haushalt überhaupt nichts 
zu tun hat.  

(Widerspruch von Dr. Marcus Optendrenk [CDU]) 

Der Verfassungsgerichtshof hat ausdrücklich ge-
sagt, dass der Zeitplan in Ordnung ist.  

Die Beratungen dieses Haushaltsentwurfs sind in 
einer dritten Hinsicht wirklich denkwürdig: Es ist seit 
langer Zeit der erste Haushaltsentwurf, an den ich 
mich erinnern kann, bei dem die Opposition – in 
diesem Fall die CDU – keinen einzigen inhaltlichen 
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sachlichen Vorschlag zur Veränderung des Haus-
halts gemacht hat.  

(Heiterkeit von der SPD – Dr. Marcus Opten-
drenk [CDU] deutet auf ein Schriftstück auf 
seinem Platz.) 

Das ist an Peinlichkeit kaum zu überbieten. Deswe-
gen ist dies in der Tat ein denkwürdiger Umstand, 
den Sie, Herr Kollege Optendrenk, sich hier entge-
genhalten lassen müssen.  

(Beifall von der SPD) 

Wo sind Ihre Vorschläge? Einer zu den Schul- und 
Studienfonds ist rein technischer Natur. Dazu hatte 
Ihnen die Regierung ja selbst mitgeteilt, dass trotz 
Fortschritten im Verfahren kassenwirksam im Jahr 
2012 mit einer Vereinnahmung nicht zu rechnen sei.  

(Zuruf von der CDU: Das hat Herr Schemmer 
gesagt!) 

Dann nehmen Sie das auf Ihre Kappe und wollen 
daraus einen Änderungsantrag machen. Wenn das 
Ihre Kreativleistung ist, tun Sie mir leid. Sie haben 
im Grunde nur abgeschrieben, was Ihnen der Fi-
nanzminister längst übergeben hat.  

Was ist denn mit Ihren großspurig angekündigten 
Vorschlägen zur Wiedereinführung von Studienge-
bühren? Von Ihrem damaligen Spitzenkandidaten 
Röttgen wurde das wieder abgeblasen, und jetzt 
wissen Sie nicht mehr, was Sie machen sollen. Das 
ist ein völliger Eiertanz.  

(Vorsitz: Vizepräsident Eckhard Uhlenberg)  

Auch dazu kein Vorschlag.  

Was ist mit Ihren ergänzenden Vorschlägen zum 
Einstieg in die Elternbeitragsfreiheit von Kinderta-
gesstätten? Auch davon ist nichts zu hören.  

Insofern, meine ich, sollten Sie hier Ihren Mund 
nicht so weit aufreißen, indem Sie Regierung und 
regierungstragende Fraktionen kritisieren.  

(Beifall von der SPD) 

Vor allem gilt das, wenn Sie vorhalten, dass Sie die 
Regierung das eine oder andere Mal zum Verfas-
sungsgerichtshof gebracht haben: In der Tat Nach-
tragshaushalt 2010, erster von Rot-Grün einge-
brachter Haushalt. Das waren ja gar nicht Sie, son-
dern die Linken, was den Zeitplan angeht, 2012. So 
oft wie Sie in Münster waren und mit Ihrer damali-
gen schwarz-gelben Regierung verloren haben: Das 
wird diese rot-grüne Regierung bei Weitem nicht 
schaffen, und wenn sie noch so lange regiert. 
Stammgast in Münster wie Sie werden wir nicht. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Die Richtung stimmt also. Bereinigt um den Son-
dereffekt WestLB-Restrukturierung haben wir es 
hier mit einer Nettoneuverschuldung von 3,6 Milliar-
den € zu tun. Die Regierung hat angekündigt, die 

Schuldenbremse 2020 selbstverständlich in den 
möglichen Schritten einzuhalten.  

Dass die Schritte nur so möglich sind, wie die Re-
gierung sie jetzt in der Mittelfristplanung vorgelegt 
hat, daran tragen Sie von Schwarz-Gelb ein gerüt-
telt Maß an Mitverantwortung. Wenn Sie uns näm-
lich nicht zum Beispiel die Altlast beim Kinderförde-
rungsgesetz überlassen hätten, und zwar im Um-
fang von etlichen Hundert Millionen, die Sie – übri-
gens: das mussten wir vom Verfassungsgericht so 
feststellen lassen – den Kommunen rechtswidrig 
entzogen haben, müsste diese Regierung das jetzt 
nicht korrigieren, wie wir das in den nächsten Tagen 
tun werden. Das war eigentlich Ihre Pflicht. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Die Lasten aus der Phoenix-Garantie – Hunderte 
Millionen Euro in den nächsten Jahren –, die die 
Regierung daran hindern, einen noch steileren Ab-
stieg in Richtung der Neuverschuldungsgrenze Null 
2020 zu schaffen, sind doch Ihre Altlast. Das ist 
doch Ihre Verantwortung, die Sie der jetzigen Re-
gierung und den regierungstragenden Fraktionen 
hinterlassen haben. Deswegen meine ich, ein weite-
res Mal sollten Sie den Mund nicht zu voll nehmen.  

Insgesamt bringen wir heute drei Änderungsanträge 
zum Einzelplan 20 bzw. zu einem Ressort-
Einzelplan ein.  

Die Schul- und Studienfonds – das habe ich gerade 
schon angedeutet – sind trotz guter Gespräche 
eben noch nicht etatreif und kassenwirksam.  

Wir gehen davon aus, dass wir die Leistungen an 
die Kommunen aus dem von der schwarz-gelben 
Regierung verlorenen Streit vor dem Verfassungs-
gerichtshof schon im Haushaltsjahr 2012 in einem 
höheren Umfang auszahlen wollen. Auch dafür stel-
len wir heute durch einen Antrag die Rahmenbedin-
gungen her.  

Wir gehen auch davon aus, dass wir im Länderfi-
nanzausgleich mit Mehreinnahmen rechnen kön-
nen. Wir wissen noch nicht ganz genau, wie groß 
die Summe ist. Das werden wir bis zur dritten Le-
sung wissen und dann mit einer Restsumme auch 
beantragen. Das kündigen wir jetzt hier und heute 
schon an. 

Was wir aber wissen, ist, Herr Kollege Optendrenk, 
dass Ihr Vorgänger seinerzeit auch bei dem Thema 
„Länderfinanzausgleich“ den Mund ziemlich voll ge-
nommen hat. Ich darf Sie, da Sie ihm ja nicht nur 
persönlich, sondern, ich glaube, auch örtlich sehr 
verbunden sind, bitten, ihm die schönen Grüße von 
uns zu überbringen. Herr Weisbrich möchte sich 
gern daran erinnern lassen, dass er in der Plenar-
sitzung am 21. Dezember 2011 dem Herrn Kollegen 
Körfges eine Wette angeboten hat, auf die dieser 
mutigerweise auch eingegangen ist. Der Wettein-
satz bestand in einer Kiste Rotwein. Da Herr Weis-
brich die verloren hat und Herr Kollege Körfges sich 
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hat überreden lassen, die dem Arbeitskreis HFA zu 
spenden, bitte ich darum, dass Sie ihn um eine be-
sonders gute Kiste Rotwein bitten.  

(Heiterkeit und Beifall von der SPD) 

Der Inhalt der Wette bestand schlicht und einfach 
darin, dass Herr Weisbrich vollmundig hier in den 
Raum geworfen hatte, die von der Regierung in An-
satz gebrachten Einnahmen aus dem Länderfi-
nanzausgleich seien viel, viel zu hoch angesetzt. 
Jetzt dürfen wir noch einmal ein paar Hundert Milli-
onen Euro kassieren. Insofern: Grüße an Herrn 
Weisbrich. Vielen Dank für den Wein. Wir trinken 
schon jetzt auf ihn und auf Sie. Prost und vielen 
Dank! 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Herr Abgeordneter Börschel. – Für die FDP-
Fraktion spricht der Abgeordnete Witzel. 

Ralf Witzel (FDP): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Heute bei diesen Haus-
haltsberatungen wird einmal mehr deutlich: Der 
Gründungsfehler der rot-grünen Koalition ist der 
Glaube an das Märchen der vermeintlich guten 
Schulden. Die Achillesferse dieser Regierung ist ihr 
Verstoß gegen elementare Grundsätze der genera-
tionengerechten Politik. 

Ob die bundesweit großzügigsten LPVG-
Freistellungen, das Sozialticket, Gratis-Kita oder 
kostenloses Studium: Rot-Grün serviert das eine 
Wahlgeschenk auf Pump nach dem nächsten und 
legt damit den Staat immer weiter an die Ketten un-
kalkulierbarer Finanzmärkte. 

So können Sie sicherlich das grundgesetzlich vor-
geschriebene Ziel der Schuldenbremse 2020 nie 
erreichen.  

Dabei, Herr Finanzminister, sind Sie, was die äuße-
ren finanzpolitischen Rahmenbedingungen angeht, 
eigentlich der Glücksritter dieser Nation. Aber Sie 
schaffen es eben nicht, diesen Elfmeter auch zu 
verwandeln, und wollen es in Wahrheit auch gar 
nicht.  

In einer lange andauernden Phase rekordverdächti-
ger Steuermehreinnahmen und historisch niedriger 
Zinsen sowie bei der Ausgabenbremse durch die 
vorläufige Haushaltsführung in diesem Jahr häufen 
Sie den größten Schuldenberg in der Landesge-
schichte Nordrhein-Westfalens an. Herr Finanzmi-
nister, wann und wie, wenn nicht bei diesen Ideal-
bedingungen, wollen Sie den Haushalt denn an-
sonsten noch so leicht wieder konsolidieren?  

(Beifall von der FDP) 

Sie sehen in Ihrem Haushaltsentwurf eine Krediter-
mächtigung von 4,6 Milliarden € vor, 4,6 Milliarden € 
für neue Schulden. Sie wollen damit den Schulden-

berg in fast derselben Größenordnung erhöhen, wie 
dies auch in den letzten Jahren der Fall gewesen 
ist. Eine signifikante Rückführung der jährlich zu-
sätzlichen Neuverschuldung ist dabei nicht erkenn-
bar.  

Dabei hat sich die Einnahmesituation doch grundle-
gend geändert. Sie erhalten an Steuern voraussicht-
lich 6,3 Milliarden € mehr, als dies im Jahr 2010, 
dem Jahr Ihres Amtsantritts, geplant gewesen ist. 
Für eine Absenkung der Neuverschuldung bleibt 
davon aber bei Ihnen fast nichts sichtbar übrig.  

In dieser Situation reden Sie, Herr Finanzminister, 
auch noch von weiteren Steuererhöhungen, von 
Vermögensabgaben, oder Sie reden Umvertei-
lungsplänen das Wort.  

Wir sagen Ihnen als FDP-Landtagsfraktion: Wir ha-
ben kein objektives Einnahmeproblem, sondern das 
gravierende Problem dieser Landesregierung ist 
mangelnde Haushaltsdisziplin, meine sehr geehrten 
Damen und Herren.  

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Das zeigt Ihnen ja auch der Bundesländervergleich. 
Für dieses Jahr 2012 planen sechs Flächenländer 
mit ausgeglichenen Haushalten oder zahlen sogar 
in Teilen schon Altschulden zurück. NRW plant 
selbst in der Finanzplanung heute schon festge-
schrieben für das Jahr 2015 in Ihrer Prognose noch 
eine Neuverschuldung von 2,7 Milliarden € ein.  

Vergleicht man die Pro-Kopf-Verschuldungssituati-
on aller Flächenländer inklusive ihrer Gemeinden, 
stellt man fest: 2011 wird Nordrhein-Westfalen mit 
Schulden von über 10.000 € pro Einwohner nur 
noch vom Saarland übertroffen. 

Herr Finanzminister, dieser Haushalt steckt voller 
Risiken, er ist fragil. Kleinere Zinssteigerungen las-
sen den Schuldendienst leicht explodieren. Bereits 
in der aktuellen Niedrigzinsphase werden von Ihnen 
jedes Jahr 4 Milliarden € nur für Zinsen und Zinses-
zinsen verbrannt.  

Was passiert eigentlich zukünftig mit wichtigen Fel-
dern wie Bildung, Innovation, Verkehrsinfrastruktur-
projekte, wenn die Besoldung der Bediensteten und 
die Zinsen auch nur in kleinen Margen steigen?  

Außerdem haben wir das Ihnen bekannte Problem 
der Landesbeteiligungen. Nach allen Ihnen heute 
bekannten Informationen zu den Schrottpapieren 
bei Phoenix, zur Entwicklung bei den EAA und der 
Portigon AG wissen Sie, dass die WestLB-Abwick-
lung wohl noch um einiges teurer wird, als bislang 
öffentlich eingeräumt. 

Sie haben sich im Juni 2012 von den Mehrheitsei-
gentümern über den Tisch ziehen lassen. Deshalb 
müssen Sie sich natürlich die Ergebnisse dessen, 
was Sie Mitte des Jahres verabredet haben, auch 
zurechnen lassen, und zwar auch, was die zukünftig 
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entstehenden Kosten anbelangt; denn die Steuer-
zahler müssen nun die Zeche dafür berappen. 

Der BLB befindet sich in umfänglichen Untersu-
chungen der Staatsanwaltschaft und des Landes-
kriminalamtes im wahrscheinlich größten Bauskan-
dal in der Landesgeschichte Nordrhein-Westfalens. 

(Zuruf von den GRÜNEN) 

Warum leisten wir uns weiterhin einen solchen Be-
trieb, der seine Dienste oft teurer anbietet als der 
Markt?  

Und auch in anderen Landesbetrieben steckt noch 
viel Optimierungspotenzial. – Herr Kollege, ich bin 
sehr gespannt auf Ihre Reformvorschläge zu den 
Landesbetrieben in dieser Legislaturperiode. All das 
zeigt aber doch, … 

(Zuruf von Ministerpräsidentin Hannelore 
Kraft) 

– Frau Ministerpräsidentin, die Erkenntnisse der 
staatsanwaltschaftlichen Untersuchungen, die ich 
angesprochen habe, liegen seit Kurzem in der ers-
ten Tranche auf dem Tisch. Wir werden weitere ge-
winnen. Das sollte doch auch die Debatte bei Ihnen 
befördern.  

Frau Ministerpräsidentin, wenn Sie eines sehen 
können, dann doch das, dass der Staat eben nicht 
der bessere Unternehmer ist und vor allem, dass er 
nicht erfolgreicher agiert als der Markt. Die öffentli-
che Hand scheitert mit gravierenden Belastungen 
und Nachteilen für den Steuerzahler, wenn sie diese 
Rolle spielt. 

(Beifall von der FDP) 

Für uns als FDP-Landtagsfraktion ist klar: Das Land 
muss endlich seine Handlungsfähigkeit zurückge-
winnen. Es besteht ein struktureller Konsolidie-
rungsbedarf im Landeshaushalt in der Größenord-
nung von Milliarden. Ohne ein Konzept für einen der 
Aufgabenkritik folgenden Bürokratieabbau werden 
sich neue haushalterische Gestaltungsspielräume 
für Zukunftsinvestitionen, die wir dringend brauchen, 
nicht erreichen lassen.  

Anstatt dass sich Rot-Grün dieser Herausforderung 
stellt, werden seit Amtsantritt dieser Regierung aber 
umgekehrt gerade für grüne Ministerien Hunderte 
neuer Planstellen geschaffen. 

Vor dem Hintergrund ernsthafter Zahlen und Fakten 
ist es unerlässlich, dass wir jetzt endlich zeitnah be-
ginnen, den Haushalt strukturell in Ordnung zu brin-
gen. Das bedeutet, dass das Land in Zeiten einer 
durchschnittlichen konjunkturellen Lage, einer Nor-
mallage, auch in der Lage sein muss, ohne neue 
Schulden auszukommen. Eigentlich ist das eine 
schlichte Selbstverständlichkeit. So ist der Zustand 
ab 2020 auch rechtlich verbindlich durch die Schul-
denbremse vorgesehen. 

Es ist eine Frage der Zukunftsfähigkeit, der Nach-
haltigkeit und der Generationengerechtigkeit, dass 
nicht nur jeder einzelne Bürger sein Leben nicht auf 
Basis von Pump gründen kann, sondern dass die-
ses Prinzip selbstverständlich auch für das Ge-
meinwesen, für unser Land Nordrhein-Westfalen, 
gilt, meine Damen und Herren. 

Sie haben eine unvergessliche Anhörung zu diesem 
Haushalt erlebt, weil Ihnen nämlich dort vonseiten 
der Wissenschaft, vonseiten sämtlicher Experten in 
Bezug auf die Eckwerte Ihrer Haushaltsplanung Kri-
tik vorgehalten wurde. Ein Sparhaushalt wird näm-
lich von dieser rot-grünen Regierung gar nicht erst 
angestrebt. In Wahrheit ist die rot-grüne Umvertei-
lung eine viel zu schwere Hypothek für die nächsten 
Generationen und eine permanente Überforderung 
unserer Gesellschaft. Es sind dann leider die Kinder 
und Enkelkinder, die mit Zins und Zinseszins für 
diese verantwortungslose Schuldenpolitik einstehen 
müssen. Diesen Weg kann und wird die FDP-
Landtagsfraktion nicht mitgehen. 

Herr Finanzminister, wenn Sie nicht schnellstens 
das Ruder herumwerfen, geraten Sie in einen kaum 
noch umkehrbaren Schuldnerverzug. Diese Situati-
on muss vermieden werden. – Ich danke Ihnen für 
Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der FDP) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Herr Abgeordneter Witzel. – Für die Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen spricht Herr Abgeordneter 
Mostofizadeh.  

Mehrdad Mostofizadeh (GRÜNE): Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Herr Kollege Wit-
zel, dass Sie hier im Landtag in der Haushaltsrede 
mit dem Thema „BLB“ kommen, hätte ich mir in den 
kühnsten Träumen nicht vorstellen können, wo doch 
die schwarz-gelbe Landesregierung so eindeutig 
von vorne bis hinten Verantwortung für den Bau-
skandal trägt, den Sie hier als den größten Baus-
kandal in der Landesgeschichte beschreiben. Das 
finde ich wunderbar. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Die FDP setzt dem Ganzen aber noch darüber hin-
aus die Krone auf. Sie ist zumindest nach Zeitungs-
berichten – ich habe mich auch noch einmal bei 
Frau Beer vergewissert – die einzige Fraktion, die 
sich bis zum heutigen Tage nicht klar zu einem Un-
tersuchungsausschuss zur Aufarbeitung des Skan-
dals des BLB bekannt hat. Das passt ganz beson-
ders gut zusammen, Herr Kollege. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Vielleicht – weil Sie auch diese Retrodebatte heute 
geführt haben – noch eine Bemerkung zur WestLB. – 
Auch das ist ein unglaubliches Verständnis von der 
Trennung von Steuerzahlerinnen und Menschen in 
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diesem Lande. Ich bestreite, dass der Finanzminister 
bzw. die Landesregierung über den Tisch gezogen 
worden sind; aber das haben wir alles diskutiert. Herr 
Kollege Witzel, Sie müssen mir einmal erklären, wo 
der Unterschied liegt, ob die Nordrhein-Westfalen die 
Kosten, die für das Land entstehen, als Sparkassen-
kundinnen und -kunden – immerhin sind 70 % der 
Nordrhein-Westfalen Kundinnen und Kunden bei ei-
ner Sparkasse – oder als Steuerzahler bezahlen. 

Eines möchte ich – wir haben auch noch eine Frage-
stunde zu dem Thema – hinzufügen. Die Art und 
Weise der Mäkelei und des Herumkrittelns an der 
Abwicklung der WestLB und an der Weiterführung 
der Portigon, das Kritisieren in einer solchen Perfi-
die – das hat uns im Ausschuss Stunden gekostet 
hat und wird uns auch jetzt im Parlament Stunden 
kosten –, ist diesem Parlament nicht zuträglich. Vor 
allem kann es – ich hoffe, dass es dazu nicht 
kommt – dazu führen, dass weitere erhebliche Kos-
ten hinzukommen, nicht, weil Sachverhalte aufge-
deckt werden, sondern weil Sie die Politik madig re-
den und diesem Unternehmen keine Chance geben. 
Das finde ich ziemlich neben der Spur. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Auf die Verfassungsklagen hat der Kollege Börschel 
eben schon hingewiesen. Gerade heute reparieren 
wir ja noch einige Auswirkungen der von Schwarz-
Gelb verlorenen Verfassungsklagen. Beim U3-
Ausbau werden heute etwa 200 Millionen € nach-
gezahlt werden müssen, ohne dass ein Mehrwert 
entsteht. Das sind 200 Millionen €, die Sie den 
Kommunen schlicht aus der Tasche gezogen und 
wo Sie in Münster krachend verloren haben.  

Das Gleiche gilt für den Einheitslastenausgleich. 
Auch dort haben Sie sich gerühmt, Geld gespart zu 
haben durch die Klage gegen den Nachtragshaus-
halt. Auch das ist vom Verfassungsgericht im Fol-
genden abgeräumt worden. Sie sind doch der große 
Verlierer vor dem Verfassungsgericht.  

Ich finde es schon beschämend, eine Aussage der-
art zu machen, die Landesregierung hätte ein takti-
sches Verhältnis zur Verfassung. Das weise ich 
entschieden zurück, und das entspricht auch nicht 
der Wahrheit.  

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Sie haben eben von Steuergeschenken auf Pump 
gesprochen, Herr Kollege Optendrenk und Herr Kol-
lege Witzel.  

(Hans-Willi Körfges [SPD]: Betreuungsgeld!) 

Drei Tage nach dem beeindruckenden Koalitions-
gipfel in Berlin 

(Vereinzelt Heiterkeit von den GRÜNEN und 
der SPD) 

wäre ich ganz vorsichtig mit solchen Äußerungen.  

(Beifall von der SPD) 

Wenn jemand in einer derart beschämenden und 
dreisten Art und Weise nicht nur Klientelpolitik be-
treibt, sondern durchsichtig zugunsten der Bundes-
länder Niedersachsen und Bayern, wo es auf der 
Kippe steht, wo die Bundesregierung auf der Kippe 
steht, eine Klientelpolitik auf Pump, auf Kosten der 
Steuerzahlerinnen und Steuerzahler betreibt und 
das dann drei Tage später der Landesregierung 
vorwirft, 

(Christian Lindner [FDP]: Was meinen Sie 
genau?) 

ist das, wie ich finde, schon ein grotesker Spagat, 
den Sie hier an den Tag legen.  

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD – Zu-
ruf von Christian Lindner [FDP]) 

– Herr Kollege Lindner, weil Sie gerade dazwi-
schenrufen: Sie haben es nicht versäumt, sozusa-
gen noch vor Tagesfrist darauf hinzuweisen, dass 
das Betreuungsgeld Unsinn ist. Aber was dem 
Ganzen die Krone aufsetzt, ist, dass der Bundes-
vorsitzende der FDP, Herr Rösler, dem Sie gerne 
nachfolgen wollen, Herr Kollege Lindner,  

(Christian Lindner [FDP]: Nein! – Heiterkeit 
und Zuruf von der SPD: Das bitte unbedingt 
ins Protokoll!) 

vor der Presse sagt: Wir haben durch die verspätete 
Einführung des Betreuungsgeldes etwa 750 Millio-
nen € gespart. – Das ist doch unfassbar! Das ist 
ungefähr so, als wenn ich mir ein Auto nicht kaufe, 
das ich mir nicht leisten kann, um dann meiner Fa-
milie zu verkünden: Ich habe 20.000 € gespart, ich 
bin der große Held. – Das ist doch unglaublich! 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Vielleicht noch einen Satz zu Herrn Kollegen Witzel. 
95 % Ihrer Rede ist ein ideologischer Textbaustein, 
den ein FDP-Politiker, der ansonsten zum Haushalt 
nichts beizutragen hat, oftmals vortragen muss. 

(Zuruf von Dietmar Brockes [FDP]) 

Aber das schließt unmittelbar an das an, was Sie in 
Berlin abgezogen haben. Sie haben nicht nur Klien-
telwahlkampf zugunsten von Niedersachsen und 
Bayern gemacht – die 1 Milliarde, die Herr Ram-
sauer extra bekommt, wird ja nicht breit über das 
Bundesgebiet verteilt, sondern landet zu wesentli-
chen Teilen wieder in Niedersachsen und Bayern, 
wie es bisher auch der Fall gewesen ist. Vielmehr 
haben Sie den Bundestagswahlkampf ideologisch 
zugespitzt. Sie lassen keinen Tag aus, um zu sa-
gen, dass die Energiewende deswegen nicht zu-
stande kommt, weil die erneuerbaren Energien so 
furchtbar teuer sind. Sie sind dermaßen ideologisch 
auf dem Feldzug und haben sich in Schwarz-Gelb 
eingemauert, dass das wirklich nur noch zulasten 
der Bürgerinnen und Bürger in diesem Land geht.  

(Christian Lindner [FDP]: Das sagt ausge-
rechnet ein Grüner!) 
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Ich wäre auch gerne bereit, heute eine Wette anzu-
nehmen, dass dieser Spuk im Herbst nächsten Jah-
res Gott sei Dank ein Ende haben wird.  

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Meine Damen und Herren, dieser Haushalt – ich 
habe das in der ersten Lesung angesprochen; des-
wegen und weil der Kollege Börschel bereits auf die 
wesentlichen Punkte hingewiesen hat, werde ich es 
kurz machen – ist nachvollziehbar und solide finan-
ziert. Er setzt die richtigen Schwerpunkte, 

(Lachen von der FDP) 

und vor allem ist es nach wie vor richtig, dass wir in 
Bildung, in ökologischen Umbau und in soziale Ge-
rechtigkeit investieren und dass wir gleichzeitig die 
Neuverschuldung herunterfahren.  

Sie, Kolleginnen und Kollegen von der FDP, haben 
nicht einmal technische Anträge zum Haushalt ge-
stellt; Sie haben sich damit begnügt, ideologischen 
Kleinkram hier vorzutragen. Sie haben nicht kon-
struktiv zu den Haushaltsberatungen beigetragen. 
Deswegen, liebe Kolleginnen und Kollegen, sind Sie 
an der Stelle auch nicht ganz glaubwürdig.  

Noch einen Satz zu den Piraten. Herr Kollege, wenn 
Sie diese Argumentation wirklich ernst meinen, dass 
wir, weil wir in diesem Jahr 600 Millionen € Mehr-
einnahmen aus dem Länderfinanzausgleich haben, 
den Verbundsatz um 1 % heraufsetzen sollen, dann 
haben Sie sicherlich auch noch zugehört, als der 
Finanzminister vorgetragen hat, dass im nächsten 
Jahr natürlich ein gegenteiliger Effekt eintritt und 
durch die gestiegene Steuerkraft die Einnahmen 
aus dem Länderfinanzausgleich entsprechend her-
untergehen werden.  

Sollen wir dann im nächsten Jahr den Verbundsatz 
bei den Kommunen um 2 % senken, um das wieder 
auszugleichen? Ist das verlässliche Politik? – Ich 
würde eher sagen: Sie haben schlicht keine Ahnung 
von dem Thema und sollten diesen Antrag nicht 
noch einmal hier vortragen. 

(Zurufe von den PIRATEN) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, eine Generalde-
batte war angekündigt worden, aber außer einigen 
Hinweisen zum Verfassungsgericht ist von der CDU 
eigentlich nichts gekommen. Insofern will ich auch 
meine Redezeit nicht komplett ausschöpfen. 

Dieser Haushalt ist sinnvoll, zukunftsfähig, und 
deswegen werden wir ihm geschlossen zustimmen. 
Auf die Änderungsanträge hat Herr Kollege Bör-
schel schon hingewiesen. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Herr Abgeordneter Mostofizadeh. – Für die Piraten-
fraktion spricht der Abgeordnete Schulz. 

Dietmar Schulz (PIRATEN): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! Lie-
be Gäste! Herr Kollege Mostofizadeh, in Bezug auf 
das „Keine-Ahnung-Haben“ müssen wir noch mal 
gucken, vor allen Dingen dann, wenn wir uns zu-
sammensetzen und die Besetzung des Schulden-
raumschiffs besprechen. Wir sollten ja – das war 
Ihre Anregung im Haushalts- und Finanzausschuss 
– die Schulden am besten auf den Mond schießen; 
dann kommen wir klar.  

(Beifall von den PIRATEN) 

Was die Gemeindefinanzierung und die Erhöhung 
des Verbundsatzes angeht: Auch das ist natürlich 
nicht ganz richtig; denn eines müssen wir ganz 
deutlich sehen: Die 600 Millionen € zusätzliche 
Bundeszuweisungen und die Erhöhung der Mittel 
aus dem Länderfinanzausgleich sind ja eigentlich 
nichts anderes als ein glückliches Geschenk. Wenn 
ich so in die mittelfristige Finanzplanung schaue … 

(Zuruf von der SPD: Oh Gott!) 

– Ja, nun, damit war nicht unbedingt zu rechnen; 
sonst hätten Sie es im Haushalt 2012 bereits einge-
rechnet. Das ist ja nicht der Fall.  

(Beifall von den PIRATEN) 

Bei der mittelfristigen Finanzplanung bis 2015 rech-
nen Sie ja auch, und zwar nicht ohne Weiteres kon-
junkturbedingt, mit jährlichen Mehreinnahmen in 
Höhe von immerhin 2 Milliarden allein aus Steuern. 
Wie die konjunkturelle Entwicklung verläuft, müssen 
wir abwarten.  

Aber wir haben, werter Kollege, nicht nur die Refi-
nanzierung unserer Forderung nach Erhöhung des 
Verbundsatzes über diesen Länderfinanzausgleich 
vorgeschlagen. Das ist ja gar nicht der Fall.  

Wir müssen die ganze Sache vielmehr grundsätz-
lich angehen. Da fangen wir doch damit an, dass wir 
als eine kleine Oppositionspartei mit gar nicht so 
großen Forderungen angetreten sind, die aus dem 
laufenden Haushalt – ohne Berücksichtigung der 
Sondereffekte, die jetzt nachträglich zum Ende des 
Haushaltsjahres 2012 erkennbar werden – bereits 
finanziert sind; ich komme gleich dazu.  

Wir befinden uns in einem nicht verfassungsgemä-
ßen Haushaltsberatungsverfahrens. Das wissen wir 
jetzt. Das ist uns auch vom Kollegen Dr. Opten-
drenk eben eingehend erläutert worden. Wir sind 
möglicherweise Profiteure dieser Situation – denn 
wer weiß, was gewesen wäre, wenn Ende 2011 der 
Haushalt 2012 bereits beschlossene Sache gewe-
sen wäre – oder auch nicht. Wir wissen es nicht.  

Fakt ist: Wir sind jetzt da und werden selbstver-
ständlich in der Zukunft genau aufpassen, wann hier 
die Haushalte eingebracht werden und wie die Be-
ratungsverfahren laufen. Das sind wir als Piraten, 
als Bürgerrechtspartei, den Bürgern des Landes 



Landtag   07.11.2012 

Nordrhein-Westfalen 505 Plenarprotokoll 16/11 

 

Nordrhein-Westfalen schlicht und ergreifend schul-
dig.  

(Beifall von den PIRATEN) 

Wir haben es nun mit einem Haushalt zu tun, der im 
Frühjahr 2012 scheiterte. Wir haben es mit einem 
Resthaushalt für faktisch einen Monat zu tun. Und 
das alleine ist schon sehr bedauerlich. Das heißt: 
Wir befinden nunmehr über einen Haushalt mit, der 
eigentlich schon erledigt ist. Das ist nicht so beson-
ders schön, aber wir müssen es trotzdem tun. Das 
ist formaljuristisch korrekt.  

Aber wir nehmen diesen Haushalt auch als Indikator 
für die anstehenden Beratungen für den Haushalt 
2013. Auch da werden selbstverständlich entspre-
chende Forderungen gestellt.  

Wir haben im Haushalts- und Finanzausschuss lei-
der erfahren müssen, dass unsere relativ geringfü-
gigen „Mehrforderungen“ rundherum abgelehnt 
worden sind. Man fragt sich ernsthaft, warum das 
der Fall ist. Ich komme im Einzelfall gleich darauf 
zurück.  

Wir haben es nämlich hier mit einem Haushalt zu 
tun, der Personalausgaben in Höhe von rund 
22 Milliarden € und gestiegene Zuweisungen und 
Zuschüsse an Gemeinden und dergleichen von ins-
gesamt 23,6 Milliarden € ausweist. Dessen einge-
denk und unter Berücksichtigung weiterer Aspekte 
sind dann letztendlich die geringfügigen Forderun-
gen schlicht und ergreifend nicht so hoch.  

Auch wenn es im Haushalts- und Finanzausschuss 
geheißen hat – Herr Kollege Börschel hatte es er-
wähnt –, wenn das die Hand wäre, die wir Ihnen 
reichten, dann wäre das nicht in Ordnung, dann 
könnten Sie da nicht mitmachen, erkläre ich Ihnen 
gleich, wie Sie gleichwohl doch mitmachen könnten, 
um insbesondere den Städten und Gemeinden zu 
helfen, etwas mehr aus dem Schuldensumpf her-
auszukommen.  

Bereits mehrfach wurde heute die konjunkturbe-
dingte Mehreinnahme von 600 Millionen € aufgegrif-
fen. Der Finanzminister hat nun in einer Presseer-
klärung verlautbaren lassen, dass diese 
600 Millionen € in erster Linie zur Deckung der Milli-
arde Mehraufwand im Zusammenhang mit der ei-
nen Milliarde Portigon-Rückabwicklung bzw. Re-
strukturierung WestLB verwandt werden solle. Wei-
tere 400 Millionen € sollen irgendwie aus irgendwel-
chen Kreditmitteln aufgebracht werden.  

Fakt ist also: Die 600 Millionen € kommen rein 
buchhalterisch dem Landeshaushalt glücklicher-
weise im Nachhinein zugute. Wir müssen sehen, 
dass die eine Milliarde, die im Haushalt nun einmal 
verbucht ist, auch unter Umständen die Milliarde ist, 
die Sie, Herr Finanzminister, im nächsten Jahr viel-
leicht einsparen wollen. Das ist natürlich eine feine 
Sache.  

Wir haben es hier mit einem Haushalt mit einer Net-
toneuverschuldung von rund 4,7 Milliarden € … 

(Minister Dr. Norbert Walter-Borjans: 4,6 Mil-
liarden €!) 

– Bitte? – 4,6 Milliarden, ganz genau. – Die Landes-
regierung hat angekündigt, sie wolle die Haushalts-
verschuldung pro Jahr um eine Milliarde senken.  

Im Vergleich von 2012 zu 2013 ist das simpel mög-
lich, weil nämlich die eine Milliarde Portigon nächs-
tes Jahr nicht mehr anfällt, sie muss gar nicht mehr 
im Haushalt angesetzt werden, und schon haben 
wir eine Milliarde weniger.  

Das ist natürlich eine feine Sache, vor allem wenn 
man bedenkt, dass die Mehreinnahme von 
600 Millionen € in diesem Jahr ohnehin schon zur 
Tilgung dieser einen Milliarden bzw. zur Deckung 
dieser einen Milliarde verwandt wird, anstatt sie für 
das Land Nordrhein-Westfalen, für die Bürger des 
Landes einzusetzen. Denn wir wissen noch gar 
nicht, wie die Risiken, die sich aus Portigon und 
WestLB-Rückabwicklung ergeben, sich letztendlich 
über die Jahre verteilen. Der Kollege Stein hat in 
seiner ersten Rede wohl gesagt: Da müssen wir 
ganz gewaltig aufpassen, ob uns nicht die ganze 
Geschichte in den nächsten drei, vier Jahren um die 
Ohren fliegt.  

Wir müssen uns und vor allem die Landesregierung 
fragen, wie sie – und davon müssen wir ausgehen – 
ab 2013 die Nettoneuverschuldung herunterschrau-
ben und gleichzeitig die den Städten und Gemein-
den gegebenen und vor allen Dingen auch alle an-
deren im Koalitionsvertrag enthaltenen Verspre-
chungen einhalten will.  

Es liegen natürlich die Themen Bildung und Inklusi-
on auf dem Tisch. Wir Piraten haben im Haushalts- 
und Finanzausschuss die Forderung nach Anhe-
bung der Lehrerstellen um 400 gestellt. Das ist nun 
wirklich nicht die Welt, wenn man bedenkt, dass 
sich diese Landesregierung in den Koalitionsvertrag 
geschrieben hat, den Schulfrieden in die Praxis um-
zusetzen und darüber hinaus auch noch die Inklusi-
on durchzuführen.  

Wenn Sie also wie im Haushalts- und Finanzaus-
schuss möglicherweise auch hier im Plenum diesen 
Antrag ablehnen, müssen die vorhandenen Lehrer 
nicht nur den Schulfrieden schultern, sondern zu-
sätzlich auch noch die ganze Inklusion. Das können 
wir selbstverständlich so nicht mitmachen. Deswe-
gen werden wir auch weiter dafür sorgen, dass die 
Forderung nach Anhebung der Bildungsausgaben 
gerade in Bezug auf die Lehrerstellen in der Welt 
bleibt.  

(Beifall von den PIRATEN) 

Es kann nicht sein, dass das Land NRW von ir-
gendwelchen Prestigeobjekten und irgendwelchen 
Dingen im Koalitionsvertrag lebt, ohne dass die 
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Städte und Gemeinden, die Bildungseinrichtungen 
und dergleichen gestärkt werden.  

(Zuruf von Hans-Willi Körfges [SPD]) 

– Ja, Herr Körfges, Sie kommen vielleicht gleich 
noch einmal an die Reihe. Ich meine, Sie haben 
noch Redezeit; ich bin mir nicht ganz sicher. Ich ha-
be noch zwei Minuten. Die reichen völlig.  

Entscheidend ist Folgendes: Die Forderung nach 
Erhöhung der Verbundquote wie auch all die ande-
ren, von uns aufgestellten Forderungen in Höhe von 
470 Millionen € führen nicht zu einer Erhöhung der 
Schuldenlast des Landes, sondern sie sind bereits 
refinanziert.  

Egal wie Sie es sehen – wir sehen es so: Die 
600 Millionen € Mehreinnahmen müssen Sie als In-
vestition in das Land Nordrhein-Westfalen verwen-
den. Sie haben nun einmal im Haushalt die eine Mil-
liarde für die Portigon angesetzt. Sie wird durch 
Neuverschuldung refinanziert. Ich kann mir nicht 
vorstellen, dass Sie bereits im Jahr 2012 die Neu-
verschuldung genau um diese 600 Millionen €, die 
Sie nämlich im Jahre 2012 an Mehreinnahmen ha-
ben, verringern.  

Sie dürfen eines nicht vergessen: Sie rechnen ja 
auch in den Folgejahren zum Beispiel die globale 
Minderausgabe in die Verringerung der Schulden-
last ein. Im nächsten Jahr tun Sie das schon mit 
550 Millionen €. Wir haben dieses Jahr 750 Millio-
nen € globale Minderausgabe. Sie wird nirgendwo 
für uns ersichtlich hineingerechnet. Somit sind unse-
re Vorschläge, die im Haushalts- und Finanzaus-
schuss abgelehnt worden sind, auf jeden Fall ge-
deckt. 

(Beifall von den PIRATEN) 

Jetzt kommt noch ein entscheidender Punkt hinzu: 
Wir haben auch die Forderung auf Reduktion der 
Kostenansätze für den Rückbau des Hochtempera-
turreaktors in Hamm-Uentrop erhoben. Ich bin ge-
spannt, warum Sie das abgelehnt haben. Sie haben 
schließlich im Koalitionsvertrag stehen, dass genau 
diese Kosten durch Verhandlungen mit den Betrei-
bern reduziert werden sollen, was im Übrigen auch 
die 24 Millionen € Verpflichtungsermächtigungen 
betrifft. 

(Beifall von den PIRATEN) 

Auch da sind Sie also nicht einmal auf die Einspa-
rungsvorschläge eingegangen, die Sie im Koaliti-
onsvertrag haben. Ergo sieht es im Endeffekt ganz 
einfach so aus: Weil Sie im Haushalts- und Finanz-
ausschuss unsere Anträge mit geringfügigen Forde-
rungen für sinnvolle Finanzierungen des Landes 
Nordrhein-Westfalen, für investive Ausgaben in den 
Städten und Gemeinden abgelehnt haben, fordern 
wir letztendlich – dafür gibt es auch noch eine dritte 
Lesung – eine Reduktion der Nettoneuverschuldung 
von 4,6 auf 4,1 Milliarden €, nämlich um genau den 

Betrag der Mehreinnahmen in diesem Jahr. Wir 
werden das auch weiterhin tun. – Danke schön. 

(Beifall von den PIRATEN) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Herr Kollege Schulz. – Wir kommen zum  

 Teilbereich 
Haushaltsgesetz 

Für die SPD-Fraktion spricht der Abgeordnete Zim-
keit. 

Stefan Zimkeit (SPD): Verehrter Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Um das als Erstes 
deutlich zu machen: Das Landesverfassungsgericht 
hat mitnichten festgestellt, dass das jetzt laufende 
Haushaltsverfahren verfassungswidrig ist. Es hat 
ausdrücklich festgestellt, dass aufgrund der Neu-
wahlen die entsprechenden Haushaltsberatungen 
später stattfinden können. Wer hier etwas anderes 
behauptet, der kann dieses Urteil nicht richtig gele-
sen haben. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Herr Witzel, Sie haben zur Verschuldung die Län-
dervergleiche herangezogen. Sie behaupten in die-
sem Zusammenhang, es gäbe in Nordrhein-
Westfalen kein Einnahmeproblem.  

Wenn man sich die Ausgaben pro Kopf in Nord-
rhein-Westfalen mit etwa 3.300 € im Jahr ansieht, 
erkennt man, dass wir damit am Ende der Flächen-
länder liegen. Dies macht doch deutlich, dass Nord-
rhein-Westfalen nicht in erster Linie ein Ausgaben-, 
sondern auch ein Einnahmenproblem hat. Wir brau-
chen deshalb auch eine gerechtere Steuerpolitik, 
die über Vermögensabgabe und anderes zu Mehr-
einnahmen für das Land führt. 

Sie wollen den Haushalt ausschließlich auf der 
Ausgabenseite konsolidieren. Sie stellen das hier 
immer dar, als hätten Sie für den Haushalt den 
Stein der Weisen und Lösungen für die Haushalts-
probleme gefunden. Wenn Sie solche wirklich ha-
ben, dann legen Sie diese endlich einmal auf den 
Tisch. Ihre Anträge dazu, wo entsprechende Ein-
sparungen erfolgen sollten, fehlen vollkommen. Bis-
her gibt es dazu eine völlige Fehlanzeige.  

Da wir vorhin über Wetten geredet haben, möchte 
ich auch eine anbieten. Da ich nicht so gerne Wein 
trinke, sondern lieber Bier, würde ich um eine Kiste 
Bier wetten. Ich bin der festen Überzeugung, um-
setzbare Vorschläge, die den Haushalt auf der Aus-
gabenseite konsolidieren, werden in diesen Haus-
haltsberatungen weder von der FDP noch von der 
CDU kommen.  

(Beifall von der SPD) 
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Wir setzen zur Haushaltskonsolidierung weiter auf 
den Dreiklang, den wir verfolgt haben und den wir 
auch in diesem Haushalt verfolgen: Zukunftsinvesti-
tionen in Bildung und Kommunen, die zu Einspa-
rungen führen werden. Wir wollen gerechte Mehr-
einnahmen über eine gerechte Steuerpolitik. Und 
wir werden auch weiter den Weg der Einsparungen 
gehen.  

Ich bin sehr gespannt – insbesondere dann, wenn 
die Vorschläge zum Haushalt 2013 auf den Tisch 
kommen –, wie die Fraktionen, die jetzt so stark 
nach Einsparungen rufen, reagieren werden. Bisher 
betreiben Sie ja eine andere Politik. In dieser Debat-
te, die wir jetzt zum Haushalt führen, reden Sie dar-
über, dass eingespart und dass der Haushalt kon-
solidiert werden muss. In den Debatten in den Aus-
schüssen kommen aber dann wie wahrscheinlich 
auch in den Debatten zu den Einzelplänen die Hin-
weise, wo überall noch mehr Geld ausgegeben 
werden sollte. Sie fordern mehr Geld für Inklusion, 
mehr Geld für die Unis, mehr Geld für die Kommu-
nen, mehr Geld für den U3-Ausbau und mehr Geld 
für die Polizei. Diese Rechnung geht dann nicht auf. 
Diese Art der doppelten Buchführung werden wir 
Ihnen nicht durchgehen lassen. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Die Piraten scheinen ja den Ansatz gefunden zu 
haben, dass Sie im Rahmen dieser Haushaltsdebat-
te des alten Entwurfes für die Linken nachgerückt 
sind und eine ähnliche Ausgabenpolitik betreiben 
wollen, nämlich erhöhte Mehrausgaben ohne wirkli-
che Deckungsvorschläge. Eines ist doch klar: Was 
Sie hier als kurzfristige Deckungsvorschläge vorle-
gen, trägt nicht nachhaltig zur Konsolidierung des 
Haushaltes bei und kann deswegen keine Lösung 
sein. 

Der vorliegende Haushalt setzt die richtigen 
Schwerpunkte. Er hat die richtige Balance zwischen 
Zukunftsaufgaben in Kinder, Bildung und Kommu-
nen und der Haushaltskonsolidierung. Deswegen 
werden wir ihm und dem Haushaltsgesetz selbst-
verständlich zustimmen. Jetzt habe ich langsamer 
geredet, weil ich nun keine Redezeit mehr habe. 

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Herr Abgeordneter Zimkeit. – Für die Landesregie-
rung spricht Herr Minister Dr. Walter-Borjans.  

Dr. Norbert Walter-Borjans, Finanzminister: Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Dass man an 
seine eigenen Ideen glaubt, ist gut. Von mir aus, 
Herr Witzel, glauben Sie auch an Ihre eigene Ideo-
logie. Nur: Wenn dabei der Blick für die Realität 
dermaßen verlorengeht, dann wird das besorgniser-
regend. Das gilt vor allem dann, wenn offenbar jede 
Erinnerung an eigenes Versagen verlorengeht. Was 
Sie heute über den BLB erzählt haben, schießt wirk-

lich den Vogel ab. Wie kann es sein, dass das 
schwarz-gelbe Desaster mit dem Landesarchiv in 
Duisburg in einer so billigen Weise auf Rot-Grün 
umlackiert wird. Jeder weiß doch, wer da die Verur-
sacher sind.  

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Herr Optendrenk, es ist schön, wie Sie das mit der 
Verfassung gebetsmühlenartig wiederholen. Ich be-
dauere den Ausgang dieses Verfahrens, weil wir – 
das habe ich auch im Haushalts- und Finanzaus-
schuss gesagt – mit bestem Wissen diesen Zeitplan 
für einen gehalten haben und halten, den wir wegen 
der damit verbundenen Umstände nicht anders auf 
die Reise schicken konnten. Das Verfassungsge-
richt ist zu einem anderen Ergebnis gekommen. 
Das ist zu respektieren, und daraus sind Schlüsse 
für die Zukunft zu ziehen. Denn auch in der Vergan-
genheit – und zwar nicht nur in der rot-grünen – ist 
die Vorjährigkeit der Haushaltsaufstellung anders 
interpretiert worden, und zwar als Soll-Vorschrift. 
Das Verfassungsgericht hat uns in dem Zusam-
menhang eines Besseren belehrt. Damit werden wir 
umgehen. 

Was ist denn mit der KiFöG-Entscheidung? Was ist 
denn mit dem Einheitslastenabrechnungsgesetz? 
Wie viele dreistellige Millionenbeträge habe ich in 
diesem Haushalt zu verarbeiten, die Folge einer 
Niederlage der schwarz-gelben Regierung vor dem 
Verfassungsgericht sind? 

(Beifall von der SPD) 

Würde ich es mir genauso einfach machen wie Sie, 
würde ich sagen: Das ist das taktische Verhältnis, 
das Sie zur Verfassung haben. – Wenn wir uns an-
schauen, wie schwarz-gelbe Regierungen mit der 
Verfassung umgehen, wobei man genau weiß, dass 
Schritte unternommen worden sind, bei denen sich 
jeder bewusst sein konnte, dass sie wider die Ver-
fassung laufen – das gilt zum Beispiel für das Bun-
destagswahlgesetz –, dann wissen wir. wer hier 
möglicherweise ein taktisches Verhältnis zur Ver-
fassung haben kann. 

(Beifall von der SPD) 

Ich muss noch einmal auf die etwas bemerkenswer-
te Sichtweise von Herrn Witzel zurückkommen, und 
zwar nicht nur auf den BLB bezogen: Herr Witzel, 
der Rolle, die Sie als steuerungslose Missile in der 
Landespolitik haben, sind Sie erneut vollauf gerecht 
geworden. Denn was dort in den letzten Wochen 
und Monaten nicht nur in einer Fülle spekulativer 
Behauptungen in Kleinen Anfragen über die Bühne 
gegangen ist – sogar bewusst so beschriebenen 
Spekulationen über Portigon, Sparkassen, die 
WestLB – und in die Öffentlichkeit gelangt ist, ist – 
das kann ich Ihnen sagen – letzten Endes kein 
Schaden für die Landesregierung, sondern vielmehr 
ein Schaden für das Land. 
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Ich will das nur einmal anhand der Behauptungen 
beschreiben: Es ist schön und gut, wenn Sie immer 
wieder die Legende des Kniefalls vor den Sparkas-
sen wiederholen wollen. Aber auch an der Stelle 
sollten Sie die Realität nicht einfach ausblenden. 
Wir werden in den nächsten Jahren hohe Beträge 
für die Garantien für Phoenix in den Haushalt ein-
stellen müssen. Das hängt nicht nur damit zusam-
men, dass die Vorsorge, die dafür im Sonderver-
mögen getroffen worden ist, zu klein war und Sie sie 
mit Verfassungsbeschwerden zerschossen haben, 
sondern das hängt auch damit zusammen, dass 
Garantien von 5 Milliarden € zu 4 Milliarden € vom 
Land und zu 1 Milliarde € von den Sparkassen 
übernommen worden sind, und zwar ganz bewusst, 
weil das Land mehr schultern wollte. 

Ich erinnere mich noch gut daran, dass mir Herr 
Lindner in einer der Sitzungen zum Haushalt gesagt 
hat: Weil wir so weit entgegengekommen sind, 
müssen Sie sich anders verhalten. – Das ist natür-
lich eine schöne Art und Weise, damit umzugehen, 
anschließend zu sagen: Die Sparkassen sind zu gut 
behandelt worden. 

In Bezug auf die Bankenunion werden wir es heute 
erneut ansprechen, und ich bleibe dabei: Wir brau-
chen die Drei-Säulen-Kreditwirtschaft in Deutsch-
land. Dabei sind die Sparkassen eine ganz wichtige 
Größe. Wir werden dafür zu sorgen haben, dass die 
Sparkassen ihren Anteil an den Lasten zu tragen 
haben, aber auch nicht überlastet werden. Sie spie-
len nämlich eine wichtige Rolle in der Kreditversor-
gung vor allen Dingen der mittelständischen Wirt-
schaft in diesem Land. 

(Beifall von der SPD) 

Ich will jetzt nicht noch einmal auf all das im Einzel-
nen eingehen, was wir in diesem Haus mittlerweile 
schon mehrfach diskutiert haben. Aber zumindest 
zu diesen platten Behauptungen mit der höchsten 
Verschuldung möchte ich sagen: Neun Länder ha-
ben im Augenblick eine Pro-Kopf-Verschuldung, die 
geringer als die von Nordrhein-Westfalen ist. Sechs 
Länder haben eine höhere Pro-Kopf-Verschuldung. 
15 der 16 Länder haben höhere Pro-Kopf-Ausgaben 
in ihren Haushalten. 

(Zuruf von Christian Möbius [CDU]) 

– Wie sieht es denn dann mit Bayern, Baden-
Württemberg und den anderen großen Ländern 
aus? Die gehören ganz genauso dazu. Im Übrigen 
gibt es eine ganze Menge von Untersuchungen, aus 
denen deutlich wird, dass der Skaleneffekt eben 
nicht in dem Maße zieht, wie Sie das behaupten. 

Ich rede aber nicht davon, dass wir unter den klei-
nen Bundesländern die niedrigsten Ausgaben ha-
ben, sondern wir haben sie unter allen Ländern. Es 
gibt auch noch das eine oder andere Bundesland, 
das annähernd die Größe von Nordrhein-Westfalen 
hat. 

(Widerspruch von Christian Möbius [CDU]) 

Sie wollen mir jetzt mit Sicherheit nicht erzählen, 
dass Bayern höhere Pro-Kopf-Ausgaben hat, weil 
es ein so kleines unbedeutendes Land ist? 

Sie sprechen aber auch davon, wie viele Länder 
ausgeglichene Haushalte haben. Vergegenwärtigen 
Sie sich doch bitte einmal, dass die Bundeskanzle-
rin Länder wie beispielsweise Sachsen für ihren 
ausgeglichenen Haushalt lobt, das aus dem Länder-
finanzausgleich mehr als 3 Milliarden € bekommt, 
während Nordrhein-Westfalen immer noch netto 2,2 
Milliarden € an andere abgibt. Dazu stehen wir. Wir 
gehören nicht zu denen, die deswegen vor das Ver-
fassungsgericht ziehen. Wir sagen nämlich: Verträ-
ge, die bis 2019 geschlossen sind, sind zu halten. 
Man muss sich dann aber auch anschauen, wie 
man Ungleichgewichte angeht. 

Würden wir an die anderen nicht 2 Milliarden € ab-
geben, hätten wir es mit einer ganz anderen Situati-
on zu tun und könnten in kürzester Zeit einen aus-
geglichenen Haushalt vorlegen. Das Problem ist 
nur: Die Decke ist insgesamt zu kurz. Im Moment 
ziehen die anderen sie sich über die Füße. Würden 
wir das so wie Bayern machen, hätten wir wieder 
warme Füße, aber andere Füße würden rausgu-
cken. Das ist das Problem. 

Damit kommen wir direkt zum Einnahmenproblem. 
Natürlich haben wir auch auf die Ausgaben zu 
schauen und zu überlegen, was wir überarbeiten 
müssen und wo wir effizienter handeln können. Das 
tun wir und haben es schon Schritt für Schritt in der 
mittelfristigen Finanzplanung angelegt. 

Aber es bleibt dabei: Es gibt auf der Einnahmen- 
und auf der Ausgabenseite Defizite, an denen wir 
arbeiten müssen. Wer den Menschen vorgaukelt, 
man könne einfach die Ausgaben herunterschrau-
ben und würde damit den Haushalt sanieren, der 
nährt das wirklich neoliberale Gefühl, dass der Staat 
eigentlich gar nichts machen muss, nichts auszuge-
ben braucht, weil er dann keine Schulden macht. 
Sie tun so, als würde das bei den kleinen Leuten 
und den Menschen insgesamt im Land nicht hän-
gen bleiben! 

(Beifall von der SPD und Sigrid Beer [GRÜNE]) 

Wir haben einen Haushalt vorgelegt, der einschließ-
lich der Belastung in Höhe von 1 Milliarde € für die 
WestLB 4,6 Milliarden € neue Kredite ansetzt. Wir 
haben gesagt: Zieht man den Betrag von 1 Milliar-
de € ab, der keine strukturellen Auswirkungen hat, 
geht es um 3,6 Milliarden €. Wir sind auf dem Weg, 
von 5,9 Milliarden €, die uns die alte Landesregie-
rung im Jahr 2010 hinterlassen hat, auf 4,8 Milliar-
den € im Jahr 2011 über 3,6 Milliarden € plus 1 Mil-
liarde € im Jahr 2012. Wir haben in der bisherigen 
mit diesem Haushalt verbundenen mittelfristigen Fi-
nanzplanung einen Zielwert von ungefähr 2 Milliar-
den € im Jahr 2017. Im Jahr 2015 werden es 
2,6 Milliarden € sein, in denen allerdings ein hinter-
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lassener Betrag in Höhe von 900 Millionen € aus 
Phoenix enthalten ist, den wir abzuarbeiten haben, 
weil im Nachtragshaushalt 2010 die Vorsorge dafür 
nicht geschaffen werden durfte. 

Das heißt, wir haben die bessere Einnahmensituati-
on dafür genutzt, die Schulden Stück für Stück her-
unterzufahren. Da hier immer wieder gesagt wird, 
das sei doch kein Sparhaushalt, betone ich noch 
einmal: Es geht nicht um einen Sparhaushalt, son-
dern es geht um einen ausgeglichenen Leistungs-
haushalt. Schließlich hat das Land Leistungen zu 
erbringen, und das Sparen ist nicht die alleinige De-
vise. Vielmehr geht es darum, einen Haushalt aus-
zugleichen, der die Aufgaben enthält, die das Land 
zu erfüllen hat und die für die Sicherung der Zukunft 
der Menschen in diesem Land wichtig sind. Genau 
so gehen wir vor, genau das machen wir, und ge-
nau das spiegelt dieser Haushalt wider. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Ich will jetzt nicht in aller Breite darauf eingehen, wie 
ein Wort von der schwarz-gelben Bundeskoalition in 
Misskredit gebracht worden ist. Ich meine das Wort 
„strukturell“. Sie behaupten, sie wollen 2014 einen 
strukturell ausgeglichenen Haushalt vorweisen. Das 
ist eine Mogelpackung. Denn sie ergreifen keinerlei 
Sparmaßnahmen, sondern greifen lediglich den 
Töchtern des Bundes, wie beispielsweise der KfW, 
dem Gesundheitsfonds und anderen, in die Tasche 
und rechnen sich so reich. Gleichzeitig ignorieren 
sie die Dinge, die sie zugunsten Europas leisten 
müssten, und kehren sie unter den Teppich. Und 
dann sagen sie: Schaut mal her! Wir haben den 
Haushalt ausgeglichen.  

So will ich einen Haushalt nicht vorlegen. So wer-
den wir den Haushalt nicht vorlegen. Wir werden ihn 
ehrlich konsolidieren, meine Damen und Herren. – 
Herzlichen Dank. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Herr Minister. – Ich möchte darauf hinweisen, dass 
die Landesregierung ihre Redezeit um 33 Sekunden 
überzogen hat. 

(Zurufe: Oh!) 

Insofern steht diese Redezeit auch den anderen 
Fraktionen zu. 

Mir liegt nun eine Wortmeldung des Kollegen Op-
tendrenk von der CDU-Fraktion vor. 

(Stefan Zimkeit [SPD]: Jetzt kommt das Sah-
nehäubchen!) 

Dr. Marcus Optendrenk (CDU): Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Da der Minister in den letzten Minu-
ten seiner Rede durchaus wieder eine sehr bemer-
kenswerte Mattenflucht in die Bundespolitik hinge-

legt und nicht über den Haushalt des Landes Nord-
rhein-Westfalen gesprochen hat, 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

möchte ich noch eine Bemerkung zu dem Aspekt 
„Phoenix“ und den Hinterlassenschaften – Herr 
Börschel und der Minister haben es angespro-
chen – machen. 

Sie sind auf die Hinterlassenschaften eingegangen. 
Diese Hinterlassenschaften resultieren aber nicht 
aus der Garantie des Phoenix-Portfolios oder aus 
der EAA. Vielmehr sind diese Hinterlassenschaften 
mit der WestLB, den Namen Neuber, Schleußer 
und Rau und einer Staatswirtschaftspolitik der 80er- 
und 90er-Jahre verknüpft. 

(Beifall von der CDU und der FDP – Wider-
spruch von der SPD und den GRÜNEN) 

Die Steuerzahlerinnen und Steuerzahler dieses 
Landes bezahlen jetzt für die verfehlte Industriepoli-
tik einer SPD-geführten Landesregierung, die mein-
te, das Land Nordrhein-Westfalen sei am besten 
versorgt, wenn es der SPD gehöre. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Insofern, Herr Minister, bitte ich doch herzlich da-
rum, dass wir Geschichtsklitterung vermeiden. 

(Beifall von der CDU und der FDP – Wider-
spruch von der SPD und den GRÜNEN) 

Die Abwicklung der WestLB ist beispielsweise die 
Folge eines Verfahrens in Brüssel, das mit der nicht 
auskömmlichen Verzinsung der Integration des 
Wfa-Vermögens in die WestLB im Jahre 1991 ihren 
wesentlichen Ausgang gefunden hat. Da haben 
Sie – Sie waren damals durchaus an verantwortli-
cher Stelle mit dabei, zumindest was die Informati-
onspolitik anbelangt – eine Verzinsung von 0,6 % 
angesetzt, die nicht marktkonform war. Das ist 
nachher korrigiert worden. Das ganze Desaster, das 
wir heute haben und das der Steuerzahler ausba-
det, ist die Folge der Politik – ich wiederhole die 
Namen – von Neuber, Schleußer und Rau in den 
80er- und 90er-Jahren. 

(Zurufe von der SPD und den GRÜNEN) 

Herzlichen Dank. 

(Beifall von der CDU und der FDP – Martin 
Börschel [SPD]: Sagen sie doch was zu 
Schwarz-Gelb!) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Herr Kollege Optendrenk. – Für die FDP-Fraktion 
hat sich der Abgeordnete Witzel gemeldet. 

Ralf Witzel (FDP): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Ich kann nahtlos an 
meinen Vorredner anknüpfen. 
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Erstens. Hier ist die Frage aufgeworfen worden: Wie 
sieht es mit der Sinnhaftigkeit von Änderungsanträ-
gen zu diesem Haushalt aus? Wenn dieser Haus-
halt vollzogen werden kann, weil er im Gesetzes-
blatt der Landesregierung steht, dann sind bereits 
elf Zwölftel der Ausgaben erfolgt. Wenn wir Ihnen 
hier all unsere Vorschläge und Anträge vorlegen 
würden, wo wir sparen können – wir haben über 
Kita-Gebühren gesprochen, wir haben über Stu-
dienbeiträge gesprochen –, dann würden Sie als 
Erste hier stehen und sagen: Das ist unseriös, weil 
elf Zwölftel des Geldes schon weg sind. – Das wäre 
dann Ihre Argumentation. Aber diese Debatte füh-
ren wir in all ihren Details 2013. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Ein Zweites fand ich auch sehr bemerkenswert. 
Herr Finanzminister, dass Ihnen das ganze Thema 
„WestLB“ unangenehm ist, sehe ich schon so. Aber 
wir als Opposition haben hier in diesem Haus einen 
Verfassungsauftrag zu erfüllen und Oppositionspoli-
tik zu machen, die berechtigt ist. Es geht hier um 
Milliardenverluste, die eingetreten sind. Sie selber 
haben den Schaden für den Steuerzahler auf 
18 Milliarden € beziffert. Es gibt jedoch gute An-
haltspunkte dafür, dass es noch einiges mehr sein 
könnte. 

Wenn die Opposition ihrem Verfassungsauftrag hier 
nachkommt, kritische Nachfragen zu stellen, die ei-
ne Regierung vielleicht nicht gerne hört, und die 
auch diejenigen, die Entscheidungen zu treffen ha-
ben, nicht als Bereicherung empfinden, die aber an-
gesichts der Milliardensummen, um die es für unser 
Land geht, nicht unter den Tisch gekehrt werden 
dürfen und thematisiert werden, wenn hier also Ent-
scheidungen beleuchtet werden, die ganz originär 
Auswirkungen in Milliardenhöhe auf den Landes-
haushalt haben, dann ist das urparlamentarisch. 

Schaden richten nicht die Parlamentarier an, die 
sich für die Aufgabenwahrnehmung von Landesbe-
teiligungen interessieren. Geschadet haben der 
WestLB die letzten zehn Jahre all die Barone, die 
Ihnen Herr Dr. Optendrenk gerade genannt hat. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Herr Abgeordneter Witzel. – Für die Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen spricht Herr Kollege Mostofiza-
deh. 

Mehrdad Mostofizadeh (GRÜNE): Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Vielleicht zunächst 
zum Kollegen Optendrenk. Was Hinterlassenschaf-
ten anbetrifft, so haben Sie eine ganz große Hinter-
lassenschaft aus der jüngsten Vergangenheit, näm-
lich den Landtagswahlkampf 2012. 

(Henning Höne [FDP]: Lenken Sie doch nicht 
ab! – Lachen von der SPD) 

Der Kollege Laumann – ich komme gleich zu Ihnen, 
keine Angst – wird zum U3-Ausbau mit den Worten 
zitiert: 

„Ehrlicherweise merkt der CDU-Sozialpolitiker 
an: ‚Wir hätten es wohl auch nicht schaffen kön-
nen.‘“ 

Zuvor hatte er sich lange darüber ausgelassen, wie 
schlecht die Landesregierung beim U3-Ausbau ist.  

Jetzt zur anderen Hinterlassenschaft, Herr Kollege: 
Die Studiengebühren würde Herr Kollege Laumann 
sofort wieder abschaffen. Es ist ja sehr interessant, 
dass er das vorträgt. Aber der ehemalige Minister-
präsident Rüttgers, dem sich ja viele von der CDU 
immer angeschlossen haben, hat Herrn Rau mit fol-
genden Worten zitiert:  

„Sagen, was man tut, und tun, was man sagt.“ 

Das gilt zumindest nicht für die CDU in Nordrhein-
Westfalen.  

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Herr Witzel kann es ja mit den Zahlen und Zeiten 
nicht so ganz. Ein anderer Punkt ist aber viel wichti-
ger: Diese schwarz-gelbe Landesregierung hat den 
BLB-Skandal von 2005 bis 2010 von vorne bis hin-
ten zu verantworten. Es ist sogar so – wir werden 
das im Untersuchungsausschuss nachweisen –, 
dass die Landesregierung im Kabinett – das haben 
wir bereits im Unterausschuss „Landesbetriebe und 
Sondervermögen“ besprochen – trotz des Hinwei-
ses der Juristen aus dem BLB, dass die Kosten ext-
rem nach oben gehen werden, entschieden hat, 
weiter zu bauen und die Mittel dafür bereitzustellen. 
Das, liebe Kolleginnen und Kollegen, liegt nicht sehr 
lange zurück. Dies ist ein Riesenskandal, der Ihnen 
an der Backe hängt. Hierfür müssen Sie sich ver-
antworten, und Sie sollten das nicht mittels einer 
Umetikettierung Rot-Grün vor die Füße werfen. Im 
Untersuchungsausschuss werden wir wahrschein-
lich noch ganz andere Vorgänge feststellen. 

(Zuruf von Christian Möbius [CDU]) 

Herr Kollege Möbius, warum regen Sie sich so auf? 
Haben Sie auch etwas mit der Sache zu tun? Auch 
das werden wir vielleicht feststellen. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Herr Kollege. – Für die Landesregierung spricht 
Herr Minister Dr. Walter-Borjans. 

Dr. Norbert Walter-Borjans, Finanzminister: Herr 
Optendrenk und Herr Möbius, zum Thema „Ge-
schichtsklitterung“ nur zwei Punkte. Das eine ist: 
Wann sind die Papiere, die heute in Phoenix abzu-
arbeiten sind, gekauft worden? Da hat sich die 
WestLB vollgesaugt, als es darum ging, die Braut 
aufzuhübschen, um sie anschließend teuer verkau-
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fen zu können, was ihnen anschließend auch noch 
misslungen ist.  

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Wenn Sie sich ansehen, in welcher Zeit der CDS-
Bestand bei der NRW.BANK aufgewachsen ist, 
dann werden Sie eine gewisse Parallelität feststel-
len.  

Herr Möbius, Sie sagen, das Desaster beim Lan-
desarchiv in Duisburg sei aufgrund der falschen 
Strukturen des BLB in der Vergangenheit gemacht 
worden. Hierzu muss ich sagen: Das ist so ähnlich, 
als wenn der Dieb, der tief in die Kasse greift, sich 
darüber beschwert, dass sie jemand offenstehen 
gelassen hat. Hierzu kann ich nur sagen: Das ha-
ben Sie vergeigt, und dabei müssen Sie auch blei-
ben. 

Das Thema „WestLB“, Herr Witzel – da muss ich 
Sie korrigieren –, ist für mich nicht unangenehm. Ich 
glaube, dass wir für manche Landesbank, die in der 
Zukunft noch Probleme haben wird und diese lösen 
muss, eine Blaupause geliefert haben. Wenn Sie 
aber in dieser Weise in der Öffentlichkeit Spekulati-
onen verbreiten und sich dahinter verstecken, das 
seien Sie den Steuerzahlern und den Wählern 
schuldig, dann muss ich sagen, dass Sie Ihren Auf-
trag schlicht und ergreifend nicht begriffen haben, 
denn Sie verursachen Schaden für die Bank, für 
den Steuerzahler und das Land. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Herr Minister. – Mir liegen keine weiteren Wortmel-
dungen vor. Ich schließe damit die Beratung zu den 
Einzelplänen 12 und 20. 

Wir kommen zur Abstimmung. Erstens stimmen wir 
ab über den Einzelplan 12. Der Haushalts- und Fi-
nanzausschuss empfiehlt in Beschlussempfeh-
lung Drucksache 16/1212, den Einzelplan 12 un-
verändert anzunehmen. Wer dem seine Zustim-
mung geben kann, den bitte ich um das Handzei-
chen. – Wer kann dem nicht seine Zustimmung ge-
ben? – Damit ist die Beschlussempfehlung ange-
nommen und der Einzelplan 12 in zweiter Lesung 
verabschiedet mit den Stimmen der Fraktionen von 
SPD und Bündnis 90/Die Grünen gegen die Stim-
men der CDU-Fraktion, der FDP-Fraktion und der 
Piratenfraktion  

(Zurufe: Enthaltungen!) 

bei einigen Enthaltungen. 

Zweitens lasse ich abstimmen über den Ände-
rungsantrag Drucksache 16/1318 zum Einzelplan 
20. Wer dem seine Zustimmung geben kann, den 
bitte ich um das Handzeichen. – Wer kann dem 
nicht zustimmen? – Wer enthält sich? – Damit ist 
der Änderungsantrag angenommen mit den Stim-
men von SPD, Bündnis 90/Die Grünen bei unter-

schiedlichem Abstimmungsverhalten der CDU-
Fraktion, der Piraten und bei Enthaltung der FDP-
Fraktion.  

(Beifall von der SPD, den GRÜNEN und den 
PIRATEN) 

Wir stimmen nun über den Änderungsantrag 
Drucksache 16/1319 ab. Wer dem seine Zustim-
mung geben kann, den bitte ich um das Handzei-
chen. – Damit ist der Änderungsantrag angenom-
men mit den Stimmen von SPD, CDU, Bündnis 
90/Die Grünen und FDP bei zum großen Teil Nicht-
beteiligung der Fraktion der Piraten.  

Die Gesamtabstimmung über den Einzelplan 20 
und das Haushaltsgesetz werden wir wie üblich 
und mehrfach angekündigt erst morgen nach Ab-
schluss der Beratung über alle Einzelpläne vorneh-
men.  

Ich rufe nun auf: 

 Einzelplan 03 
Ministerium für Inneres und Kommunales 

Ich gebe einen Hinweis auf die Beschlussempfeh-
lung und den Bericht des Haushalts- und Finanz-
ausschusses Drucksache 16/1203.  

Ich eröffne die Beratung und erteile für die CDU-
Fraktion dem Herrn Abgeordneten Kruse das Wort.  

Theo Kruse (CDU): Herr Präsident! Verehrte Kolle-
ginnen und Kollegen! Wahrscheinlich werden die 
Beratungen zum Einzelplan 03 heute nicht die Wir-
kungen haben wie die am 14. März dieses Jahres, 
in deren Verlauf der Landtag aufgelöst wurde.  

Ja, Rot-Grün hat eine satte und stabile Mehrheit, die 
vieles ermöglicht.  

(Vereinzelt Beifall von der SPD und den 
GRÜNEN) 

Doch diese Landesregierung sowie die Fraktionen 
von SPD und Bündnis 90/Die Grünen werden weder 
ihren Gestaltungsmöglichkeiten noch ihrem Gestal-
tungsauftrag gerecht. Sozusagen alle öffentlichen 
Haushalte in Nordrhein-Westfalen sind überschul-
det. Wir müssen in der Tat von einer Überschul-
dungskrise sprechen. Es brennt lichterloh. Jeder 
weiß das eigentlich. Wir stehen vor erheblichen 
Veränderungsnotwendigkeiten. Und bis heute – das 
muss ich so feststellen, verehrte Kolleginnen und 
Kollegen von Rot-Grün – haben Sie keinen einzigen 
strukturellen Sparvorschlag unterbreitet.  

Ganz ohne Frage haben Sie, Herr Minister Jäger, in 
den letzten Monaten auch bundesweit durch unter-
schiedliche Maßnahmen und Aktionen an Populari-
tät gewonnen. Ich sage Ihnen, Herr Minister Jäger, 
wir stehen an Ihrer Seite, wenn es um die Stabilität 
unserer Demokratie, wenn es um die Bekämpfung 
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